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I.  Amtsblatt für die Diözese Augsburg 2002, Nr. 01 vom 22. Januar 2002, S. 24 ff 
Dienstordnung für Gemeindereferentinnen/Gemeindereferenten - Allgemeiner Teil 
 
II. Amtsblatt für die Diözese Augsburg 2002, Nr. 01 vom 22. Januar 2002, S. 23  
(letzte Änderung mit Amtsblatt für die Diözese Augsburg 2007, Nr. 14 vom 10. Dezember 2007, S. 529) 
 ABD Teil C, 2., II. Teil 
Dienstordnung für Gemeindereferentinnen/Gemeindereferenten - Arbeitsrechtlicher Teil 
 
 
 

Dienstordnung für Gemeindereferentinnen/Gemeindereferenten 
in den bayerischen (Erz-)Diözesen 

 
 
 

I. Allgemeiner Teil 
 
1. Beruf und kirchliche Stellung 
 

1.1 „Gemeindereferentin/Gemeindereferent“ bezeichnet einen pastoralen Beruf im kirchlichen Dienst, der 
Frauen und Männern offen steht. 
Taufe und Firmung, die allen Gliedern der Kirche die Teilhabe am gemeinsamen Priestertum der Gläubigen 
vermitteln, sind die sakramentale Grundlage für diesen Dienst. Gemeinsam mit Priestern, anderen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie Ehrenamtlichen arbeiten Gemeindereferentinnen/Gemeinde-
referenten beim Aufbau und bei der Bildung lebendiger Gemeinden mit. Durch die Teilnahme an den drei 
Grunddiensten Verkündigung, Liturgie und Diakonie tragen sie zur Wirksamkeit des Dienstes der Kirche in 
den verschiedenen Lebensbereichen bei. 
Für ihre Aufgaben bedürfen Gemeindereferentinnen/Gemeindereferenten entsprechender menschlicher 
und religiös-kirchlicher Voraussetzungen, einer theologisch-pastoralen Ausbildung sowie der Bereit- 
schaft, sich mit den Lebensbedingungen der Gemeindemitglieder vertraut zu machen. 
Als kirchlicher Beruf steht ihr Dienst unter der Leitung des (Erz-)Bischofs, der sie auch zu ihrem Dienst 
sendet. Im jeweiligen Einsatzbereich ist die/der für die Leitung Verantwortliche die/der unmittelbare 
Dienstvorgesetzte. 
 

1.2 Innerhalb ihrer Mitwirkung in den Grunddiensten der Gemeindepastoral werden Gemeinde-
referentinnen/Gemeindereferenten mit Aufgaben auch eigenständig betraut. In diesen besonders 
übertragenen Aufgaben kommt ihnen Eigenverantwortlichkeit zu. Bei der Stellenzuweisung ist darauf zu 
achten, dass sowohl die Anforderungen der jeweiligen Einsatzstelle als auch die individuellen Fähigkeiten 
und erworbenen Kompetenzen der Gemeindereferentin/des Gemeindereferenten berücksichtigt werden. 
Die Arbeitszeit lässt sich wegen des besonderen Dienstes der Gemeindereferentin/des 
Gemeindereferenten in der Regel nicht nach gleichbleibenden Dienstplänen festlegen. 
 

1.3 Wo es erforderlich ist, kann bei entsprechender Eignung eine Gemeindereferentin/ein 
Gemeindereferent neben dem ihr/ihm eigenen beruflichen Auftrag zur Übernahme einzelner Aufgaben des 
kirchlichen Amtes herangezogen werden. Solche Beauftragungen erfolgen durch den dazu 
bevollmächtigten Amtsträger. Längerfristige Beauftragungen werden vom (Erz-)Bischof ausgesprochen. 
 

1.4  Die  Berufsbezeichnung „Gemeindereferentin/Gemeindereferent“ gilt nach erfolgreichem Abschluss 
der Zweiten Dienstprüfung und erfolgter Anstellung. Während der Berufseinführung lautet die Berufsbe- 
zeichnung „Gemeindeassistentin/Gemeindeassistent“. 
 
2. Einsatzorte und Aufgaben 
 
 

2.1 Der Einsatz erfolgt: 
• in der Regel in einer Pfarrgemeinde bzw. einer größeren Seelsorgeeinheit; je nach pastoraler 

Situation auch im kategorialen Bereich (z. B. Kranken-, Jugend-, Familien-, Altenseelsorge, 
Verbandsarbeit, caritativer Dienst, Bildungsarbeit, Aus- und Fortbildung, geistliche Begleitung). Die  
Gemeindereferentin/der Gemeindereferent soll nach Möglichkeit am Einsatzort wohnen. 
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2.2 Schwerpunkte der Tätigkeit sind: 
• das Zusammenführen der Gläubigen zum Aufbau lebendiger geschwisterlicher Gemeinden; 
• das Entdecken und Fördern der verschiedenen Charismen; 
• die Ermutigung, Qualifizierung und fachliche Begleitung ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter; 
• die seelsorgliche Begleitung von Zielgruppen; 
• die Übernahme von besonderer Verantwortung in Teilbereichen des gemeindlichen Lebens. 

 

Die einzelnen seelsorglichen Tätigkeiten vollziehen sich in den drei Grunddiensten Verkündigung, Liturgie 
und Diakonie. 
 

Im Bereich Verkündigung (Verkündigung des Evangeliums in konkreten Lebenssituationen von Kindern, 
Jugendlichen und Erwachsenen) vor allem: 

• Gewinnung, Befähigung und Begleitung Einzelner und Gruppen zum Glaubensgespräch und 
Glaubenszeugnis und zur ehrenamtlichen Mitarbeit; 

• Befähigung von Eltern und Anderen zu Einführung der Kinder in den Glauben und in das Leben mit 
der Kirche; 

• Vorbereitung zum Sakramentenempfang und Begleitung katechumenaler Wege; 
• schulischer Religionsunterricht und Schulpastoral; 
• Bibelarbeit und kirchliche Bildungsarbeit; 
• Vorbereitung und Durchführung von Glaubensseminaren, Besinnungstagen und Exerzitien; 
• geistliche Begleitung. 

 

Im Bereich Liturgie (Feier des Glaubens in Gemeinschaft) vor allem: 
• Mitwirkung bei der Planung, Vorbereitung und Gestaltung von Gottesdiensten; 
• Leitung von Wortgottesfeiern und anderen gottesdienstlichen Feiern; 
• Gewinnung, Befähigung und Begleitung ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter (Liturgie-

kreise); 
• Anregung und Befähigung zum Mitvollzug liturgischer Feiern. 

 

Im Bereich Diakonie (Lebenshilfe aus dem Geist des Evangeliums) vor allem: 
• seelsorgliche Gespräche; 
• Hausbesuche im Sinne von nachgehender Seelsorge; 
• Krankenpastoral; 
• Begleitung von einzelnen und Gruppen in verschiedensten Lebenssituationen und Lebensphasen; 
• Gewinnung, Befähigung und Begleitung ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter; 
• Kooperation  mit  Verbänden  sowie  kirchlichen  und  kommunalen Einrichtungen im Bereich der 

Caritas und des Sozialwesens; 
• offene Jugendarbeit; 
• kirchliche Gremienarbeit. 

 

2.3 Je nach pastoraler Situation und Beauftragung können Gemeindereferentinnen/Gemeindereferenten im 
Rahmen der geltenden kirchenrechtlichen Bestimmungen bei folgenden Aufgaben des kirchlichen Amtes 
mitwirken: Kommunionspendung, Segnungen, Leitung von Wortgottesfeiern, Predigtdienst, Leitung von 
Trauer- und Begräbnisfeiern. 
 

2.4 Der zuständige Bischof kann in besonderen Fällen Gemeindereferentinnen/Gemeindereferenten mit der 
Aufgabe eines Stellvertretenden Kirchenverwaltungsvorstandes (vgl. Kirchenstiftungsordnung) oder 
einer/eines Pfarrbeauftragen (vgl. c. 517 § 2 CIC) betrauen. 
 

2.5 Die unter 2.2 - 2.4 genannten Aufgaben können im Sinne einer kooperativen Pastoral nur unter der 
Leitung des/der für den jeweiligen Einsatzbereich Verantwortlichen und im Zusammenwirken mit den an- 
deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie den Ehrenamtlichen erfüllt werden. 
 

2.6 Die Gemeindereferentin/der Gemeindereferent nimmt an den regelmäßigen Seelsorge- bzw. Dienst-
besprechungen teil, ebenso an den Seelsorgekonferenzen auf Dekanatsebene. 
 

2.7 Die Mitgliedschaft in kirchlichen Gremien richtet sich nach den Bestimmungen der entsprechenden 
kirchlichen Ordnungen. 
 
3. Voraussetzungen für den Dienst 
 

Für die Anstellung als Gemeindereferentin/Gemeindereferent müssen bestimmte menschliche, religiös-
kirchliche und fachliche Voraussetzungen gegeben sein sowie die Bereitschaft, diese weiterzuentwickeln. 
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3.1 Menschliche Voraussetzungen sind die für den Beruf erforderliche körperliche und seelische 
Gesundheit, Kontakt- und Kommunikationsfähigkeit, Unterscheidungs- und Entscheidungsfähigkeit, 
Fähigkeit zur Wahrnehmung eigener Verantwortung, Kooperationsfähigkeit und -bereitschaft, Konflikt- und 
Kritikfähigkeit, Diskretion, Fähigkeit zu realistischer Selbsteinschätzung, organisatorische und 
gestalterische Fähigkeiten, Bereitschaft zum Eingehen auf unterschiedliche Lebenssituationen der 
Menschen, Fähigkeit zur Bewältigung der Aufgabenvielfalt. 
 

3.2  Religiös-kirchliche Voraussetzungen sind persönliche Gläubigkeit und das Bemühen um eine konkrete 
geistliche Lebensgestaltung, Gebet und Orientierung an der Heiligen Schrift, Leben aus der Kraft der 
Sakramente, aktive Teilnahme am Leben einer Gemeinde, Übereinstimmung mit der Glaubenslehre und 
Orientierung an der Lebensordnung der katholischen Kirche als Leitlinie für das persönliche Leben. 
 

3.3  Die fachlichen Voraussetzungen werden erworben: 
• in der Regel durch ein erfolgreich abgeschlossenes theologisch-religionspädagogisches Studium an 

einer Fachhochschule. Unter Berücksichtigung diözesaner Regelungen kann die Ausbildung auch 
an einer Fachakademie oder durch eine vergleichbare berufs- und praxisbegleitende Ausbildung 
erfolgen; 

• durch das erfolgreiche Absolvieren vorgeschriebener Praktika; 
• durch die Inanspruchnahme spiritueller Begleitung und die Teilnahme an gemeinsamen geistlichen 

Angeboten gemäß den diözesanen Vorgaben; 
• sowie den erfolgreichen Abschluss der zweiten Bildungsphase. 

 

3.4 Voraussetzung für den Dienst als Gemeindereferentin/Gemeindereferent ist eine im Glauben ange-
nommene und gestaltete Lebensform. Gemeindereferentinnen und Gemeindereferenten sollen in ihrem 
persönlichen Lebenskreis glaubwürdige Zeugen der Frohen Botschaft sein. Das Einverständnis des 
Ehepartners mit der Übernahme des pastoralen Dienstes wird vorausgesetzt. 
 

3.5 Im Übrigen gelten die „Richtlinien über persönliche Anforderungen an Diakone und Laien im pastoralen 
Dienst im Hinblick auf Ehe und Familie“. 
 
4. Ausbildung, Berufseinführung, Fortbildung 
 

Die Bildung der Gemeindereferentin/des Gemeindereferenten gliedert sich in drei Phasen: die Ausbildung, 
die Berufseinführung und die Fortbildung nach der Zweiten Dienstprüfung. In jeder dieser Phasen sind die 
Dimensionen Persönlichkeitsentwicklung, Spiritualität, theologisches Wissen und pastoralpraktische 
Befähigung in je verschiedener Akzentuierung unverzichtbar. 
 

4.1 Die Phase der Ausbildung umfasst das vorgeschriebene Studium einschließlich der zwei praktischen 
Studiensemester bzw. dem Berufspraktischen Jahr; sie wird durch die erfolgreiche Erste Dienstprüfung 
beendet. Für das Jahrespraktikum wird ein Ausbildungsvertrag, für das berufspraktische Jahr wird ein 
Praktikantenvertrag abgeschlossen. Näheres regeln die jeweiligen diözesanen Ordnungen und die 
Ordnungen der Ausbildungsstätten. 
Die theologisch-religionspädagogische Ausbildung erfolgt in der Regel an einer Fachhochschule. Der 
Fachhochschulabschluss gilt als Erste Dienstprüfung. Die anderen Ausbildungswege sind gemäß den 
jeweiligen diözesanen Vorschriften Zulassungsvoraussetzungen für eine der Ersten Dienstprüfung 
vergleichbaren kirchlichen Prüfung. 
Soweit die Durchführung des berufspraktischen Jahres in der Verantwortung der Diözese liegt, gelten die 
jeweiligen diözesanen Bestimmungen. Nach dem erfolgreichen Abschluss der Ersten Dienstprüfung 
entscheidet die (Erz-)Diözese über die Anstellung als Gemeindeassistentin/Gemeindeassistent. 
 

4.2 Die Phase der Berufseinführung umfasst in der Regel die ersten beiden Dienstjahre. Die 
Gemeindeassistentin/der Gemeindeassistent erhält für diese Zeit eine vorläufige bischöfliche Beauftragung 
für die kirchliche Gemeindearbeit und die vorläufige Unterrichtserlaubnis für den Religionsunterricht. Die 
Phase der Berufseinführung wird mit der Zweiten Dienstprüfung abgeschlossen. Die Zweite Dienstprüfung 
kann bei Vollbeschäftigung frühestens am Ende des zweiten Dienstjahres und muss spätestens am Ende 
des vierten Dienstjahres abgelegt werden. Inhalt und Verfahren der Zweiten Dienstprüfung werden durch 
die Diözesen geregelt. 
 

4.3 Nach erfolgreichem Abschluss der Zweiten Dienstprüfung und Anstellung durch die Diözese erhält die 
Gemeindereferentin/der Gemeindereferent die bischöfliche Beauftragung für die kirchliche Gemeindearbeit 
und die Missio canonica für den Religionsunterricht. Die Erteilung der Beauftragung erfolgt im Rahmen 
einer gottesdienstlichen Feier. 
Zu Beginn ihrer/seiner Tätigkeit und bei einem Wechsel der Einsatzstelle wird die Gemeindereferentin/der 
Gemeindereferent durch den/die für die Leitung Verantwortliche/n in geeigneter Weise eingeführt (z. B. im 
Gottesdienst, im Pfarrbrief). 
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4.4 Die Phase der Fortbildung beginnt mit der Anstellung und umfasst die gesamte Zeit des Dienstes als 
Gemeindereferentin/Gemeindereferent. Die Fortbildung dient der Reflexion (z. B. Praxisbegleitung, 
Supervision) und der Erweiterung der für die Ausübung des pastoralen Dienstes erforderlichen 
persönlichen, fachlichen und spirituellen Kompetenzen. Im Interesse einer fruchtbaren Zusammenarbeit der 
verschiedenen pastoralen Dienste sorgt die (Erz-)Diözese neben speziellen Fortbildungsveranstaltungen 
für Gemeindereferentinnen/Gemeindereferenten auch für berufsgruppenübergreifende Fortbildungs-
angebote. 
Die Gemeindereferentin/der Gemeindereferent ist zur berufsbegleitenden Fortbildung verpflichtet. Die 
Teilnahme an Supervision wird empfohlen und unterstützt. 
 
Vorstehende Dienstordnung entspricht einem grundsätzlichen Übereinkommen der bayerischen Diözesen 
vom 19. September 2001. 
 

Sie wird hiermit für die Diözese Augsburg mit Wirkung vom 01. Januar 2002 in Kraft gesetzt. Das Statut für 
Gemeindereferenten/Gemeindereferentinnen in der Diözese Augsburg vom 01. September 1989 (siehe 
Amtsblatt Nr. 8/1989, S. 221 ff.) wird mit gleichem Datum außer Kraft gesetzt. 
 
 
Augsburg, 16. Januar 2002 

 
Dr. Viktor Josef Dammertz OSB 
(Bischof von Augsburg) 
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ABD Teil C, 2., II. Teil 
II. Arbeitsrechtlicher Teil 
 

§ 1 Geltungsbereich 
Diese Dienstordnung Teil II gilt für die Gemeindereferentinnen/Gemeindereferenten – nachfolgend 
Beschäftigte genannt –, die von der von der Freisinger Bischofskonferenz am 19. 09. 2001  beschlossenen 
Dienstordnung Teil I (s. Seite 576) erfasst sind; für Gemeindeassistentinnen/Gemeindeassistenten gilt sie 
sinngemäß. 
 
§ 2 Anstellungsträger und Vorgesetzte 
(1) Anstellungsträger ist die (Erz-)Diözese. 
(2) Weisungsberechtigte Vorgesetzte sind der (Erz-)Bischof und die von ihm Beauftragten. 
(3) Die Stellenzuweisung erfolgt durch den Generalvikar bzw. den Zuständigen des (Erz-)Bischöflichen 
Ordinariates. In der Anweisung werden der Dienstsitz, der unmittelbare Dienstvorgesetzte sowie besondere 
Beauftragungen genannt. 
(4) Mit der Stellenzuweisung ist zu klären, dass der für die Tätigkeit notwendige Arbeitsplatz sowie die 
sonstigen notwendigen räumlichen Mittel und Sachmittel zur Verfügung gestellt werden. 
 
§ 3 Arbeitsvertrag 
(1) Für die Dauer der Berufseinführung wird ein befristeter Arbeitsvertrag abgeschlossen. Die 
Berufseinführung dauert in der Regel bei Vollzeitbeschäftigung zwei Jahre; bei Teilzeitbeschäftigung 
verlängert sie sich entsprechend. 
(2) In dem Jahr, in dem die Zweite Dienstprüfung abgelegt wird, endet das Arbeitsverhältnis zum 31. 
August. 
(3) Bei der Anstellung wird ein in der Regel unbefristeter Arbeitsvertrag abgeschlossen. Die Anstellung setzt 
eine Bewerbung voraus. Ein Anspruch auf Anstellung nach erfolgreichem Abschluss der Zweiten 
Dienstprüfung besteht nicht. 
 
§ 4 Versetzung, Abordnung, Zuweisung 
(1) Die Beschäftigten sind vor einer vom Arbeitgeber beabsichtigten Versetzung oder Abordnung zu hören. 
Persönliche und familiäre Belange werden dabei nach Möglichkeit berücksichtigt. 
(2) Eine Versetzung kann auch von den Beschäftigten selbst beantragt werden. 
(3) Bei dienstlich veranlassten Versetzungen erstattet der Arbeitgeber die Umzugskosten nach den diö-
zesanen Regelungen und ist nach Möglichkeit bei der Wohnungssuche behilflich. 
(4) Eine mit der Versetzung angewiesene Dienstwohnung ist zu beziehen. 
 
§ 5 Arbeitszeit 
(1) Die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit verteilt sich in der Regel auf sechs Tage pro Woche. 
(2) Die Arbeitszeit lässt sich wegen des besonderen Dienstes der Beschäftigten nicht nach gleich-
bleibenden Dienstplänen festlegen. Schwerpunkte des Einsatzes ergeben sich auch an Abenden, Sonn- 
und Feiertagen. Die Verteilung der mit ihnen vereinbarten regelmäßigen Arbeitszeit erfolgt durch den 
unmittelbaren Dienstvorgesetzten nach vorheriger Absprache mit den Beschäftigten; bei Teilzeitbe-
schäftigten sind die Tage der Woche festzulegen, an denen die vereinbarte Arbeit erbracht wird. Bei der 
Verteilung der Arbeitszeit muss auf die pastoralen Erfordernisse im Einsatzbereich und im Rahmen des 
Möglichen auf die persönlichen und familiären Belange der Beschäftigten Rücksicht genommen werden. 
(3) Werden die Beschäftigten aufgrund einer schriftlichen Anweisung durch den Arbeitgeber über das Maß 
der mit ihnen vereinbarten regelmäßigen Arbeitszeit hinaus zur Erfüllung zusätzlicher Aufgaben 
herangezogen, erfolgt ein Ausgleich durch entsprechende Arbeitsbefreiung, durch Zeitgutschrift auf ein 
Arbeitszeitkonto (§ 6 Absatz 5 AZKR) oder über die Bezüge. 
(4) Die Beschäftigten haben Anspruch auf einen arbeitsfreien zusammenhängenden Samstag und Sonntag 
im Monat. 
 

§ 6 Arbeitsunfähigkeit 
Eine Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer ist dem Arbeitgeber, dem unmittelbaren 
Dienstvorgesetzten sowie den von der Verhinderung betroffenen Einsatzstellen (z. B. Schule) unverzüglich 
mitzuteilen. 
 

§ 7 Erholungsurlaub 
Erholungsurlaub kann in der Regel nur in der unterrichtsfreien Zeit eingebracht werden. 
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§ 8 Religionsunterricht 
(1) Die Beschäftigten erteilen Religionsunterricht im angewiesenen Umfang an den ihnen zugewiesenen 
Schulen. Der Umfang des in der Regel zu erteilenden Religionsunterrichts wird von der (Erz-)Diözese 
festgelegt. 
(2) Der Einsatz im schulischen Religionsunterricht erfolgt unter Beachtung der einschlägigen Vorschriften 
über die Erteilung des Religionsunterrichtes durch kirchliche Lehrkräfte auf der Grundlage der 
Dienstordnung für Religionslehrerinnen und Religionslehrer im Kirchendienst. 
(3) Bei der Erteilung von Religionsunterricht wird eine Unterrichtsstunde gemäß dem in der Dienstordnung 
für Religionslehrerinnen und Religionslehrer im Kirchendienst jeweils geltenden Stundenfaktor gewertet. 
 

§ 9 Fortbildung 
(1) Die Beschäftigten sind verpflichtet, sich beruflich fortzubilden. 
(2) An dienstlich angeordneten Fortbildungsveranstaltungen besteht Teilnahmepflicht. Die Kosten dafür 
trägt der Dienstgeber. 
(3) Abweichend von § 29 Absatz 1 a Buchstabe d, Doppelbuchstabe aa Teil A, 1. und § 5 a Absatz 1 Teil A, 
1. stehen für freiwillige Qualifizierungsmaßnahmen und für Exerzitien bzw. Einkehrtage den Beschäftigten 
insgesamt zehn Tage pro Jahr zur Verfügung. Die Einzelheiten werden von den (Erz-)Diözesen geregelt. 
(4) Darüber hinaus gehende diözesane Fortbildungsregelungen bleiben unberührt. 
 

§ 10 In-Kraft-Treten 
Diese Regelung tritt am 01.01.2002 in Kraft. Gleichzeitig treten die bisherigen Regelungen außer Kraft. 


